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Materialien

Die EG-Fernsehrichtlinie von 1989 ist am
30.06.1997 geändert worden. Die Änderun-
gen betreffen auch die Jugendschutzbestim-
mungen der Richtlinie und müssen bis zum
30.12.1998 von den Mitgliedstaaten umge-
setzt werden. Werden Programme, die Min-
derjährige beeinträchtigen können, unver-
schlüsselt gesendet, muß nun die Ausstrah-
lung durch akustische Zeichen angekündigt
oder durch optische Mittel während der ge-
samten Sendung kenntlich gemacht werden.

In Deutschland müssen die Länder die
Umsetzung der Richtlinie vornehmen. Zur
Zeit liegt ein „Diskussionsentwurf“ eines Vier-
ten Staatsvertrages zur Änderung der rund-
funkrechtlichen Staatsverträge vor, der im
Bereich des Jugendschutzes über die durch
die Neufassung der Richtlinie gebotenen Än-
derung hinausgeht. 

Im folgenden wird § 3 in der Fassung des
Diskussionsentwurfes abgedruckt. Die Mini-
sterpräsidenten haben sich inzwischen für
die1.Alternative des § 3 Abs. 4 entschieden.

§ 3 wird wie folgt gefaßt:

§ 3 Unzulässige Sendungen, Jugendschutz

(1) Sendungen sind unzulässig, wenn sie

1. zum Haß gegen Teile der Bevölkerung
oder gegen eine nationale, rassische, religiö-
se oder durch ihr Volkstum bestimmte Grup-
pe aufstacheln, zu Gewalt- oder Willkürmaß-
nahmen gegen sie auffordern oder die Men-
schenwürde anderer dadurch angreifen, daß
Teile der Bevölkerung oder eine vorbezeich-
nete Gruppe beschimpft, böswillig verächt-
lich gemacht oder verleumdet werden (§130
StGB),

2. grausame oder sonst unmenschliche Ge-
walttätigkeiten gegen Menschen in einer Art
schildern, die eine Verherrlichung oder Ver-
harmlosung solcher Gewalttätigkeiten aus-
drückt, oder die das Grausame oder Un-
menschliche des Vorgangs in einer die Men-
schenwürde verletzenden Weise darstellt 
(§ 131 StGB),

3. den Krieg verherrlichen,
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[Hinweis: Bei Beibehaltung in Absatz 2 Satz
1 „oder auf andere Weise“.]

(5) Sendungen, die nach den Absätzen 2
oder 3 Sendezeitbeschränkungen unterlie-
gen, dürfen nur verbreitet werden, wenn ih-
re Ausstrahlung durch akustische Zeichen
angekündigt oder durch optische Mittel
während der gesamten Sendung kenntlich
gemacht wird.

(6) Für Sendungen, die nach den Absätzen
2 bis 4 Sendezeitbeschränkungen unterlie-
gen, dürfen Programmankündigungen mit
Bewegtbildern nur zu diesen Zeiten ausge-
strahlt werden.

(7) Die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten und das ZDF so-
wie die Landesmedienanstalten können je-
weils in Richtlinien oder für den Einzelfall
Ausnahmen von den Zeitgrenzen nach Ab-
satz 2 Satz 3, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4
Satz 2 und 3 gestatten und von der Bewer-
tung nach Absatz 2 Satz 3, Absatz 3 Satz 1
und Absatz 4 Satz 2 und 3 abweichen; dies
gilt im Falle von Absatz 2 Satz 3 und Absatz
4 Satz 2 und 3 vor allem für Filme, deren Be-
wertung länger als 15 Jahre zurückliegt. Sie
können in Richtlinien oder für den Einzelfall
auch für Filme, auf die das Gesetz zum
Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit kei-
ne Anwendung findet oder die nach diesem
Gesetz für Jugendliche unter 16 Jahren frei-
gegeben sind, zeitliche Beschränkungen vor-
sehen, um den Besonderheiten der Aus-
strahlung von Filmen im Fernsehen, vor al-
lem bei Fernsehserien, gerecht zu werden.

(8) Gutachten freiwilliger Selbstkontrollein-
richtungen zu Programmfragen, insbeson-
dere zu Fragen des Jugendschutzes, sind von
den Landesmedienanstalten bei ihren Ent-
scheidungen einzubeziehen.

(9) Die Landesmedienanstalten veröffentli-
chen alle zwei Jahre seit Inkrafttreten dieses
Staatsvertrages gemeinsam einen Bericht,
der insbesondere über die Entwicklung der
veranstalterseitigen Verschlüsselung von
Sendungen nach Absatz 4, der Praxis und
Akzeptanz der Verschlüsselung in den Haus-
halten und der Erforderlichkeit von Sende-
zeiten nach Absatz 4 Auskunft gibt. Der Be-

zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten und beim Zweiten Deutschen Fern-
sehen (ZDF) dem zuständigen Organ, zu
übermitteln.

Alternative 1:
[(4) Sendungen, die geeignet sind, das kör-
perliche, geistige oder seelische Wohl von
Kindern oder Jugendlichen zu beeinträchti-
gen und die der Veranstalter nur mit einer al-
lein für diese Sendungen verwendeten Tech-
nik verschlüsselt, können in der Zeit zwi-
schen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr verbreitet
werden. Gleiches gilt für Filme, die nach
dem Gesetz zum Schutz der Jugend in der
Öffentlichkeit für Jugendliche unter 18 Jah-
ren nicht freigegeben sind, sowie für Sen-
dungen, die ganz oder im wesentlichen mit
Schriften inhaltsgleich sind, die in der Liste
nach§1 des Gesetzes über die Verbreitung ju-
gendgefährdender Schriften aufgenommen
sind. Filme, die nach dem Gesetz zum Schutz
der Jugend in der Öffentlichkeit für Jugend-
liche unter16 Jahren nicht freigegeben sind,
darf der Veranstalter unter den Vorausset-
zungen des Satzes 1 in der Zeit zwischen
20.00 Uhr und 6.00 Uhr verbreiten. Der Ver-
anstalter hat sicherzustellen, daß eine Ent-
schlüsselung nur für die Dauer der jeweili-
gen Sendung oder des jeweiligen Films mög-
lich ist.]

[Hinweis: zusätzlich Streichung in Absatz 2
Satz 1 „oder auf andere Weise“]

Alternative 2:
[(4) Die zuständige Landesmedienanstalt
entscheidet, ob eine auf andere Weise als
aufgrund der Sendezeit getroffene Vorsorge
nach Absatz 2 Satz 1 zur Wahrung des
Schutzes von Kindern und Jugendlichen aus-
reichend und geeignet ist. Dabei sind ins-
besondere zu berücksichtigen:
1. Die Inhalte der betreffenden Sendungen
oder Programme,
2. Art, Wirksamkeit und Nutzerfreundlich-
keit von technischen Sicherungsmaßnah-
men des Veranstalters,
3. die vorgesehenen Sendezeiten der betref-
fenden Sendungen oder Programme.

Der Veranstalter erteilt hierzu der zuständi-
gen Landesmedienanstalt rechtzeitig die er-
forderlichen Auskünfte.]

4. pornographisch sind (§ 184 StGB),
5. offensichtlich geeignet sind, Kinder oder
Jugendliche sittlich schwer zu gefährden,

6. Menschen, die sterben oder schweren kör-
perlichen oder seelischen Leiden ausgesetzt
sind oder waren, in einer die Menschenwür-
de verletzenden Weise darstellen und ein tat-
sächliches Geschehen wiedergeben, ohne
daß ein überwiegend berechtigtes Interesse
gerade an dieser Form der Berichterstattung
vorliegt, eine Einwilligung ist unbeachtlich. 

(2) Sendungen, die geeignet sind, das kör-
perliche, geistige oder seelische Wohl von
Kindern oder Jugendlichen zu beeinträchti-
gen, dürfen nicht verbreitet werden, es sei
denn, der Veranstalter trifft aufgrund der
Sendezeit [oder auf andere Weise] Vorsorge,
daß Kinder oder Jugendliche der betroffenen
Altersstufen die Sendungen üblicherweise
nicht wahrnehmen; der Veranstalter darf dies
bei Sendungen zwischen 23.00 Uhr und 6.00
Uhr annehmen.Bei Filmen,die nach dem Ge-
setz zum Schutz der Jugend in der Öffent-
lichkeit unter zwölf Jahren nicht freigegeben
sind, ist bei der Wahl der Sendezeit dem Wohl
jüngerer Kinder Rechnung zu tragen. Filme,
die nach dem Gesetz zum Schutz der Jugend
in der Öffentlichkeit für Jugendliche unter
16 Jahren nicht freigegeben sind, dürfen nur
zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr und Filme,
die für Jugendliche unter18 Jahren nicht frei-
gegeben sind, nur zwischen 23.00 Uhr und
6.00 Uhr verbreitet werden. 

(3) Sendungen, die ganz oder im wesentli-
chen mit Schriften inhaltsgleich sind, die in
der Liste nach § 1 des Gesetzes über die Ver-
breitung jugendgefährdender Schriften auf-
genommen sind, sind nur in der Zeit zwischen
23.00Uhr und 6.00 Uhr und nur dann zuläs-
sig, wenn die mögliche sittliche Gefährdung
von Kindern oder Jugendlichen unter Be-
rücksichtigung aller Umstände nicht als
schwer angesehen werden kann. Die Grün-
de, die zu einer entsprechenden Bewertung
geführt haben, sind vor der Ausstrahlung
schriftlich niederzulegen und auf Anforde-
rung der nach Landesrecht für private Ver-
anstalter zuständigen Stelle (Landesmedien-
anstalt), bei den in der Arbeitsgemeinschaft
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten der Bundesrepublik Deutschland (ARD)
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FSK-16-Filmen vor22.00 Uhr und zu FSK-18-
sowie indizierten Filmen vor 23.00 Uhr aus-
zuschließen.

Den dagegen gerichteten Widerspruch wies
die Beklagte zurück, die daraufhin von der
Klägerin erhobene Anfechtungsklage wurde
vom VG abgewiesen. Auch die vom VG zu-
gelassene (Sprung-) Revision blieb erfolglos.

Aus den Gründen:

II.

Die zulässige Sprungrevision ist nicht be-
gründet…

1. …

2. § 3 Abs. 2 und Abs. 4 RStV lauten:

(2) Sendungen, die geeignet sind, das kör-
perliche, geistige oder seelische Wohl von
Kindern oder Jugendlichen zu beeinträchti-
gen, dürfen nicht verbreitet werden, es sei
denn, der Veranstalter trifft aufgrund der
Sendezeit oder auf andere Weise Vorsorge,
daß Kinder oder Jugendliche der betroffe-
nen Altersstufen die Sendungen üblicher-
weise nicht wahrnehmen; der Veranstalter
darf dies bei Sendungen zwischen 23.00 Uhr
und 6.00 Uhr annehmen. Bei Filmen, die
nach dem Gesetz zum Schutz der Jugend in
der Öffentlichkeit unter12 Jahren nicht frei-
gegeben sind, ist bei der Wahl der Sendezeit
dem Wohl jüngerer Kinder Rechnung zu tra-
gen. Filme, die nach dem Gesetz zum Schutz
der Jugend in der Öffentlichkeit für Jugend-
liche unter16 Jahren nicht freigegeben sind,
dürfen nur zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr
und Filme, die für Jugendliche unter18 Jah-
ren nicht freigegeben sind, nur zwischen
23.00 Uhr und 6.00 Uhr verbreitet werden.

(4) Für Sendungen, die nach den Absätzen
2 oder 3 Sendezeitbeschränkungen unter-
liegen, dürfen Programmankündigungen mit
Bewegtbildern nur zu diesen Zeiten ausge-
strahlt werden.

Dem klageabweisenden Urteil liegt die
Rechtsauffassung des Verwaltungsgerichts
zugrunde, daß Rundfunkveranstalter, die

Rechtsprechung

BVerwG Urteil vom 11. März 1998 – 6 C

12.97

Werden Sendungen mit den in § 3 Abs. 2 und
3 RStV genannten Inhalten im verschlüsselten
Pay-TV ausgestrahlt, so ist Trailerwerbung für
sie nur verschlüsselt oder – unverschlüsselt –
nur dann zulässig, wenn dabei die in § 3 Abs.
2 oder 3 RStV für den jeweiligen Sendeinhalt
genannten Sendezeitgrenzen eingehalten wer-
den. (Leitsatz d. Red.) 

Zum Sachverhalt: 

Die Beteiligten streiten darum, ob die Kläge-
rin für von ihr verschlüsselt ausgestrahlte,
nicht jugendfreie Filme bereits vor den frei-
gegebenen Sendezeiten mit unverschlüssel-
ten Bewegtbildern werben darf.

Die Klägerin veranstaltet ein privates Fern-
sehprogramm in Form des Abonnentenfern-
sehens („Pay-TV“), das überwiegend ver-
schlüsselt ausgestrahlt wird. Die Verschlüs-
selung wird durch einen Mikrochip („Schlüs-
sel“) aufgehoben, wenn dieser beim Emp-
fänger in den dafür vorgesehenen Schacht
des Decoders eingeführt wird. Unverschlüs-
selt ausgestrahlt wird die mehrmals täglich
gesendete Programmvorschau, in der auf
Spielfilme durch Zusammenschnitte von Be-
wegtbildern („Trailer“) hingewiesen wird.
Zu den beworbenen Filmen gehören auch
Spielfilme, die nach dem Gesetz zum Schutz
der Jugend in der Öffentlichkeit (JÖSchG)
für Jugendliche unter 16 Jahren bzw. unter
18 Jahren nicht freigegeben sind (sog. FSK-
16- bzw. FSK-18-Filme) und die von der Klä-
gerin verschlüsselt gesendet werden. 

Die Beklagte ist die für die Klägerin zustän-
dige Landesmedienanstalt.

Mit Bescheid vom 31. März 1995 beanstan-
dete die Beklagte die unverschlüsselte Aus-
strahlung von insgesamt 30 Bewegtbild-Pro-
grammankündigungen zu FSK-16- und FSK-
18-Filmen am6. und7. Januar1995 ab 13.45,
17.45 und 20.00 Uhr und gab der Klägerin auf,
im Rahmen ihrer künftigen Programmpla-
nung eine unverschlüsselte Verbreitung von
Bewegtbild-Programmankündigungen zu

richt soll auch eine vergleichende Analyse zu
internationalen Entwicklungen enthalten.

[Hinweis: Anpassung ZDF-StV und DLR-StV
erforderlich.]




